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oliVer	diggelMann,	budapest	
menscHenrecHte und wirtscHaftsVölkerrecHt
antagonismen – synergien – grundoPtionen
1. einfüHrung
Das Verhältnis zwischen Menschenrechten und Wirtschaftsvölkerrecht ist komplex. 
Es besteht weder ein prinzipielles Spannungsverhältnis noch Zielparallelität zwi-
schen ihnen. Die öffentliche Diskussion der Thematik allerdings ist stark von Stereo-
typen geprägt. Eines davon lautet, die Ausdehnung des Wirtschaftsvölkerrechts gehe 
notwendig zu Lasten der Menschenrechte; Opfer seien stets die Bevölkerungen un-
terentwickelter Regionen. Das konkurrierende Stereotyp geht im Wesentlichen von 
einer Art Substanzgleichheit von Menschenrechten und Wirtschaftsvölkerrecht aus. 
Beide dienten der Freiheit; der Ausbau des Freihandelsrechts komme automatisch 
auch den Menschenrechten zu Gute – a rising tide lifts all boats.1 
1.1	gliederung	und	absicht
Dieser Beitrag befasst sich auf einer grundsätzlichen Ebene mit dem Verhältnis zwi-
schen Wirtschaftsvölkerrecht und Menschenrechten.2 Zunächst wird die Entwick-
lung des Problembewusstseins in Bezug auf Spannungsfelder zwischen Wirtschafts-
völkerrecht und Menschenrechten in den Blick genommen (1). Antagonismen exis-
tieren seit der Schaffung des GATT nach dem Zweiten Weltkrieg.3 Im zweiten Ab-
schnitt werden einzelne wichtige Spannungsfelder beleuchtet (2). Es geht darum, die 
Heterogenität der Problematik aufzuzeigen. Der dritte Abschnitt befasst sich mit 
Synergien zwischen Wirtschaftsvölkerrecht und Menschenrechten (3). Inwiefern 
trägt das Freihandelsrecht dazu bei, die Entfaltung von Menschenrechten zu ermög-
lichen und zu erleichtern? Im vierten Abschnitt geht es um Grundoptionen für den 
Umgang mit der heutigen, ambivalenten Situation (4). Drei Grundoptionen kom-
men zur Sprache. Der letzte Abschnitt befasst sich mit der Einordnung der Thema-
tik in die allgemeinen Entwicklungstendenzen des Völkerrechts (5). 
1 Diese u. a. John F. Kennedy zugeschriebene und zunächst in der amerikanischen Innenpolitik 
verwendete Formel will auf die primäre Abhängigkeit der Gesellschaft von günstigen makroöko-
nomischen Bedingungen verweisen. Im internationalen Kontext soll sie das Argument entkräf-
ten, Freihandel nütze nur reichen Ländern. 
2 Statt vieler: Thomas Cottier / Joost Pauwelyn / Elisabeth Bürgi (Hg.), Human Rights and Interna-
tional Trade, Oxford: Oxford University Press, 2005; Fiona Macmillan, The World Trade Organi-
zation and Human Rights, Oxford: Hart Publishing, 2005; Gabrielle Marceau, „WTO Dispute 
Settlement and Human Rights“, European Journal of International Law 13 (2002), 753 ff.
3 Allgemeines Zoll- und Handelsübereinkommen vom 30. Oktober 1947 (General Agreement 
on Tariffs and Trade, „GATT 47“), UNTS, Bd. 55, 197. Eine inhaltlich im Wesentlichen gleich 
lautende Fassung ist am 1. Januar 1995 als Teil des WTO-Rechts in Kraft getreten („GATT 94“), 
UNTS, Bd. 1867,187 (Annex 1A des Marrakesch Übereinkommens über die Errichtung der Welt-
handelsorganisation vom 15. April 1994, UNTS, Bd. 1867, 3). 
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Die Breite der Thematik verlangt Konzentration auf die Kernpunkte. Das zent-
rale Problem ist das ambivalente Verhältnis zwischen Freihandelsrecht (WTO-Recht) 
und Menschenrechten. Der Beitrag konzentriert sich auf diesen Problemkreis. Es sei 
betont, dass es weitere bedeutende Aspekte der Thematik gibt. Nur punktuell einge-
gangen werden kann etwa auf das Verhältnis zwischen den Bretton Woods Instituti-
onen – Internationaler Währungsfonds (IWF) und Weltbank – und Menschenrech-
ten.4 Der Themenbegrenzung steht in einem wichtigen Punkt eine Erweiterung ge-
genüber. Mitbehandelt wird auch das Verhältnis zwischen Freihandelsrecht und 
wichtigen Sozial- und Arbeitsstandards. Diese haben nicht in einem technischen 
Sinne Menschenrechtsstatus,5 sind jedoch zumindest partiell „menschenrechtsähn-
lich“. Menschenrechte sind qualifiziert wichtige Sozialstandards. Die Themen gehö-
ren zusammen. Stets geht es um die Frage, ob – beziehungsweise wie weit – die 
Umsetzung von Wirtschaftsvölkerrecht Opfer bei solchen Standards verlangt oder 
indirekt nach sich zieht. 
1.2	schaffung	des	freihandelssysteMs
Die Ursachen für die Spannungsfelder zwischen Freihandelsrecht und Menschen-
rechten wurden zur Hauptsache bei der Schaffung des GATT nach dem Zweiten 
Weltkrieg gesetzt. Dieses wurde damals als Vorläufer der heutigen WTO ins Leben 
gerufen. Es formulierte Grundregeln für den Freihandel mit Gütern. Vor allem: 1. 
das Prinzip der Nichtdiskriminierung zwischen „gleichartigen Erzeugnissen“ – so-
wohl zwischen verschiedenen ausländischen „gleichartigen“ Gütern beim Import6 
(Meistbegünstigung) als auch zwischen ausländischen und einheimischen „gleichar-
tigen Erzeugnissen“ nach der Einfuhr7; 2. das Verbot mengenmässiger Beschränkun-
gen für Importe und Exporte.8 Von Bedeutung ist mit Blick auf den hier interessie-
renden Fragenkomplex, dass diese Regeln ohne gleichzeitige Thematisierung ihres 
Verhältnisses zu Menschenrechten und anderen elementaren Sozialstandards for-
muliert wurden. Das Verhältnis der Freihandelsregeln zu Menschenrechten war im 
„GATT 47“ – wie das ursprüngliche GATT heute heisst – kein Thema. Es knüpfte 
Rechte und Pflichten von Freihandelsteilnehmern nicht an die Einhaltung sozialer 
4 Die Bretton Woods Institutionen beachten im Rahmen einer sogenannten do no harm-Politik 
pragmatisch einige elementare Menschenrechts- und Sozialstandards, insbesondere im Bereich 
der Gleichberechtigung, ohne jedoch systematisch Menschenrechtspolitik zu betreiben, für die 
sie nicht mit einem Mandat ausgestattet sind. Vgl. Christine Kaufmann, Globalisation and Labour 
Rights, Oxford / Portland: Hart Publishing, 2007, 123 ff.
5 Zum Verhältnis zwischen Wirtschaftsvölkerrecht und Sozial- bzw. Arbeitsstandards vgl. etwa 
auch Virginia A. Leary / Daniel Warner (Hg.), Social Issues, Globalization and International Institu-
tions: Labour Rights and the EU, ILO, OECD and WTO, Leiden: Martinus Nijhof, 2006; Gregor 
T. Chatton, Die Verknüpfung von Handel und Arbeitsmenschenrechten innerhalb der WTO: Politisches 
Scheitern und rechtliche Perspektiven, Genf: Schulthess, 2005.
6 Art. I GATT. Diskriminierungen zwischen fremden und eigenen Gütern beim Import sind in 
Form von Zöllen zulässig, die jedoch durch Zollvereinbarungen schrittweise reduziert worden 
sind.
7 Art. III GATT.
8 Art. XI GATT.
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Standards, formulierte Rechte und Pflichten „neutral“.9 Dieser Zugang entsprach 
einer Begrenzungsabsicht. Das GATT sollte ein rein handelspolitisches Instrument 
sein, ein sektorielles Regime. 
Die Weichen waren ursprünglich anders gestellt gewesen. Zunächst war die Ab-
sicht gewesen, eine Freihandelsinstitution analog den beiden Bretton Woods Institu-
tionen zu schaffen. Sie hätte das zu schaffende Freihandelssystem verwalten und 
weiterentwickeln sollen. Die Organisation – sie war als International Trade Organisa-
tion (ITO) bereits weitgehend konzipiert – wäre mit Blick auf Sozialstandards nicht 
neutral gewesen. Ihre Charta hätte die Frage der Fairness der Arbeitsbedingungen 
thematisiert. Sie hätte die Mitglieder verpflichtet, unfaire Arbeitsbedingungen zu 
eliminieren.10 Wäre die ITO damals geschaffen worden, so hätten sich Freihandels-
recht und Schutz elementarer Sozialstandards nicht in „splendid isolation“11 entwi-
ckelt, wie es tatsächlich geschah. Der Plan zur Schaffung der ITO scheiterte jedoch 
vor allem am US-amerikanischen Widerstand. In Kraft trat das GATT – ohne Sozi-
alklausel –, das Teil des ITO-Regelwerkes gewesen wäre. Später versuchten die USA 
vergeblich, die von ihnen herbeigeführte Entwicklung wieder zu korrigieren. 
1.3	entWicklung	seit	den	1990er-Jahren
Die Schaffung der WTO 1994 änderte an dieser Situation nichts. Gründe für eine 
Diskussion der Frage der sozialen Sensibilität des Freihandelsrechts – ob etwa eine 
Menschenrechts-Ausnahmeklausel nach dem Muster der wichtigen Art. XX-Ausnah-
meklauseln ins WTO-Recht eingefügt werden sollte – hätte es eine Reihe gegeben.12 
Das Freihandelsrecht war seit seinen Anfängen stark gewachsen. Kollisionen mit 
Menschenrechten und anderen wichtigen Sozialstandards waren wahrscheinlicher 
geworden.13 Ausserdem war eine Ausdehnung auf den Dienstleistungssektor14 – un-
9 Natürlich ist diese gesellschaftspolitische „Neutralität“ eine bloss vordergründige und vermeint-
liche. Dem Freihandelssystem liegt – wie jedem ökonomischen Makrokonzept – eine ambitiöse 
Vorstellung zugrunde, wie Gesellschaften in ihren Grundmechanismen funktionieren sollen. 
10 Die Formulierung in Art. 7 der Charta der ITO – der sogenannten Havanna-Charta – lautet: 
„[…] The Members recognize that unfair labour conditions, particularly in production for ex-
port, create difficulties in international trade, and accordingly, each Member shall take whatever 
action may be appropriate and feasible to eliminate such conditions within its territory.“ United 
Nations Conference on Trade and Employment, Kuba, 21. November 1947 bis 24. März 1948, 
Final Act and Related Documents, UN Doc ICITO/1/4(1948). 
11 Thomas Cottier, „Trade and Human Rights: A Relationship to Discover“, Journal of International 
Economic Law 5 (2002), 112.
12 Art. XX GATT sieht für bestimmte, restriktiv definierte Sachverhalte die Möglichkeit des Abwei-
chens von den GATT-Grundprinzipien vor, etwa bei Massnahmen zum Schutz der Gesundheit 
(Art. XX: b GATT). Grundsätzlich zur Auslegung von Art. XX GATT: Joel Trachtmann, „Trade 
and… Problems“, European Journal of International Law 9 (1998), 32 ff.
13 Das GATT-Regime wurde durch eine Reihe sogenannter pluri- und multilateraler, sich mit spezi-
fischen Fragen befassenden Abkommen konkretisiert und erweitert. Den grössten Entwicklungs-
sprung machte das Freihandelssystem mit der Uruguay-Runde (1986–1994), die zur Schaffung 
der WTO führte.
14 Die Ausdehnung erfolgte durch das Allgemeine Übereinkommen über den Handel mit Dienst-
leistungen vom 15. April 1994 (General Agreement on Trade in Services, GATS), UNTS, 
78 Oliver Diggelmann
ter Einbezug sensibler Bereiche wie Bildung und Gesundheitsversorgung – geplant.15 
Seit den frühen 1990er-Jahren hatte sich überdies auch immer mehr Kritik an den 
Folgen der beschleunigten ökonomischen Globalisierung zu regen begonnen. Die 
WTO wurde jedoch als rein sektorielles Regime geschaffen. Sie wurde zudem mit 
einem effektiven Implementierungsmechanismus ausgestattet, der ihre Durch-
schlagskraft im Vergleich zu anderen völkerrechtlichen Regimen stärkte.16 
Anlässlich der ersten Ministerkonferenz 1996 in Singapur erklärten die WTO-
Mitglieder ausdrücklich, am Charakter der WTO festhalten zu wollen.17 Freihan-
delskritischen NGOs gelang es in der Folge zusehends besser, sie als Lobbyorganisa-
tion eines ungebändigten Weltkapitalismus darzustellen. Bei der Ministerkonferenz 
in Seattle 1999 kam es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Polizei und 
Demonstranten, von denen die Weltöffentlichkeit Kenntnis nahm. Die Bilder und 
Berichte suggerierten teilweise, das Freihandelssystem werde mit Gewalt gegen Pro-
teste „von unten“ verteidigt. Verstärkt wurde das negative Bild der WTO durch das 
Erscheinen eines Berichts einer UN-Expertengruppe, der als sogenannter Nightmare 
Report bekannt wurde.18 Die WTO wurde darin – von Fachleuten – als Alptraum für 
Entwicklungsländer und Menschenrechte bezeichnet. 
Es entstanden im Wesentlichen zwei Lager. Regierungen aus Industrieländern – 
insbesondere aus Europa und Nordamerika – sowie eine Reihe von Nichtregierungs-
organisationen vertreten die Position, die WTO müsse wegen ihrer Angewiesenheit 
auf breite Akzeptanz vom Prinzip rein sektorieller Regelung abweichen. Das Prob-
lem der Kinderarbeit insbesondere – von dem noch näher die Rede sein wird – dürfe 
nicht unter Verweis auf Zuständigkeiten anderer Organisationen übergangen wer-
den. Entwicklungsländer lehnen die Integration von Menschenrechten und anderen 
Sozialstandards ins Freihandelsrecht mehrheitlich ab. Eine fair trade-Ausnahmeklau-
sel würde es entwickelten Ländern erlauben – so ihre Argumentation –, ihre Ökono-
mien ausgerechnet in jenen Bereichen vor Konkurrenz aus Entwicklungsländern zu 
schützen, in denen diese Marktchancen besitzen, insbesondere im Textil- und Agrar-
bereich. Eine Verknüpfung von Handelsliberalisierung und Menschenrechtsfragen 
würde zur Verschärfung der Armutsproblematik beitragen statt diese zu mindern. 
Entwicklungsländer betrachten schwache Sozialstandards als legitime Wettbewerbs-
vorteile.19 
Bd. 1869, 183 (Annex 1B des Marrakesch Übereinkommens über die Errichtung der Welthan-
delsorganisation vom 15. April 1994, UNTS, Bd. 1867, 3).
15 Die Annahme der Vergleichbarkeit von Güter- und Dienstleistungshandel – Prämisse der Un-
terwerfung beider Bereiche unter dieselben Grundprinzipien – kann mit vernünftigen Gründen 
in Frage gestellt werden. Dienstleistungsbereiche wie Bildung und Energieversorgung, die vom 
GATS erfasst sind (vgl. 2.2), betreffen die Versorgung des Einzelnen mit Grundgütern des Le-
bens. Für deren Bereitstellung trifft die Allgemeinheit eine erhöhte Verantwortung. 
16 Zum Streitbeilegungsmechanismus vgl. Rufus Yerxa et al. (Hg.), Key Issues in WTO Dispute Sett-
lement: The First Ten Years, Cambridge: Cambridge University Press, 2005; Merit E. Janow et al. 
(Hg.), The WTO: Governance, Dispute Settlement & Developing Countries, Huntington NY: Juris 
Publishing, 2008.
17 WTO, Singapore Ministerial Declaration, angenommen am 13. Dezember 1996, WT/MIN(96)/
DEC, Doc No 96–5316.
18 Sub-Commission on the Promotion and Protection of Human Rights, Globalization and its Im-
pact on the Full Enjoyment of Human Rights, Preliminary Report submitted by Joe Oloka-Onyango 
and Deepika Udagama, E/CN.4/Sub.2/2000/13.
19 Die Zulässigkeit von Kinderarbeit in armen Ländern ist ein typisches und besonders tragisches Beispiel. 
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2. antagonismen
Es gibt eine Reihe von Spannungsfeldern zwischen Menschenrechten und Wirt-
schaftsvölkerrecht. Sie haben verschiedene Ursachen und lassen sich nicht auf einen 
einfachen Nenner bringen.
2.1	rechtliche	einschränkungen	Von	handlungsspielräuMen
Ein zentrales Problemfeld sind freihandelsrechtliche Beschränkungen der menschen-
rechts- und sozialpolitischen Handlungsspielräume der WTO-Mitglieder. Diese ver-
zichten für die Teilnahme am Freihandelssystem auf bestimmte Verhaltensoptionen. 
Sie dürfen etwa nicht nach eigenem Ermessen heimische Industrien unterstützen, 
was an sich ein rationales sozialpolitisches Ziel sein kann. Sie dürfen nicht für aus-
ländische Güter umständlichere Vertriebskanäle als für heimische vorsehen, um 
diese zu schützen.20 Sie sind verpflichtet, ausländische „gleichartige“ Güter im Ver-
hältnis zu einheimischen nicht zu diskriminieren,21 ausser allenfalls bei der Verzol-
lung.22 Sie sind weiter nicht frei, nach eigenem Ermessen Anforderungen an die 
Produktionsweise von Gütern zu formulieren, die auf ihrem Gebiet gehandelt wer-
den. Sie dürfen ausländischen Produzenten nicht vorschreiben, welche Menschen-
rechts- und Sozialstandards sie beachten müssen, wenn die Güter später in das Land 
eingeführt und dort gehandelt werden sollen.23 Nichtbeachtung der eigenen Men-
schenrechtsstandards – etwa Inanspruchnahme von Kinderarbeit – ist kein Tatbe-
stand, der von WTO-Verpflichtungen dispensiert. Die „Produktionsmethode“ eines 
Gutes ist im Licht eines sich als reines Handelsrecht begreifenden Freihandelsrechts 
kein relevanter Sachverhalt. Sie betrifft einen Umstand, der dem Handel vorgelagert 
und damit irrelevant ist.24 Das GATT kennt keine fair labour-Ausnahme.25 
Beschränkt werden die menschenrechts- und sozialpolitischen Handlungsmög-
lichkeiten auch bei den Zugriffsmöglichkeiten auf technische Innovationen. Die 
Rede ist hier vom Zugriff auf fremde Innovationen – für den eigenen Vorteil. Für das 
Verständnis der Thematik ist wichtig und hervorzuheben, dass Zugriff auf fremde 
20 WTO-Mitglieder können zwar bei – ernsthafter – Gefährdung eines einheimischen Produkts 
nach Art. XIX GATT Massnahmen zu dessen Schutz treffen. Der betroffene Staat kann sich 
dann allerdings seinerseits im Umfang des Volumens der Schutzmassnahmen kompensatorisch 
von Freihandelsverpflichtungen dispensieren. Die Unvorhersehbarkeit von Art und Wirkung 
der zu erwartenden Kompensationsmassnahmen mindert den Wert dieses Rechts in der Praxis.
21 Art. III GATT, insb. Art. III:2 und Art. III:4.
22 Auch bei den Zöllen bestehen allerdings Verpflichtungen, die die Staaten seit der Schaffung des 
GATT eingegangen sind. 
23 Einzige Ausnahme sind in Strafanstalten hergestellte Waren (Art. XX:e GATT).
24 Freihandelsrechtlich ist der Staat verpflichtet, zwischen „gleichartigen Erzeugnissen“ nicht zu 
diskriminieren. Güter, die sich nur in Bezug auf die Produktionsweise unterscheiden, gelten 
grundsätzlich als „gleichartig“. Zu dieser Thematik vgl. auch hinten 4.3.
25 Wenig entwickelte Länder nehmen den durch das Freihandelsrecht ermöglichten Wettbewerb 
auf ihrem Gebiet oft als eine Art „licence to kill“ für multinationale Gesellschaften wahr: Ernst-
Ulrich Petersmann, „Time for a United Nations ’Global Compact‘ for Integrating Human Rights 
into the Law of Worldwide Organizations: Lessons from European Integration“, European Jour-
nal of International Law 13 (2002), 624.
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Innovationen – anders als auf fremdes Eigentum – als Grundtatsache nichts Ausser-
gewöhnliches ist. Die Entwicklung der Gesellschaften basiert substantiell auf der 
Kollektivierung der Vorteile von Innovationen, die Einzelne hervorbringen, auf der 
Vergemeinschaftung der Zugriffs- und Nutzungsmöglichkeiten. Wichtig ist in die-
sem Zusammenhang auch, dass Innovationen stets gesellschaftliche Vorleistungen 
zur Voraussetzung haben – Vorwissen, die Existenz von Bildungs- und Forschungs-
institutionen, auch Wohlstand –, die die Kollektivierung der Vorteile ab einem ge-
wissen Punkt rechtfertigen. Patente „laufen ab“. Die entscheidende Frage ist, wann 
und zu welchen Bedingungen die Vorteile kollektiviert werden. Mit diesen Fragen 
befasst sich das Recht betreffend Schutz des geistigen Eigentums. Auf internationa-
ler Ebene nimmt das TRIPS-Abkommen26 – das integraler Bestandteil des WTO-
Rechts ist – in diesem Bereich eine zentrale Stellung ein. Es verpflichtet die WTO-
Mitglieder zum Schutz geistigen Eigentums, schützt zunächst also den Urheber der 
Innovation, belohnt seine Leistung. Unter dem uns interessierenden Gesichtspunkt 
ist von Bedeutung, dass diese Verpflichtung mit menschenrechts- und sozialpoliti-
schen Zielen kollidieren kann. Das ist dann der Fall, wenn sie Handlungsoptionen 
ausschliesst, deren Realisierung elementarsten, existentiellen Bedürfnissen von Men-
schen dienen würde. 
Der bekannte Streit um den Zugang zu Generika lebenswichtiger Medikamente 
ist ein gutes Beispiel für dieses Problem.27 Die Auseinandersetzung begann mit dem 
Erlass eines argentinischen Gesetzes, das den Erwerb von Generika zu günstigeren 
Bedingungen als den Kauf patentierter Versionen derselben Medikamente erlaubte. 
Die Pharmaindustrie der USA erlitt substantielle Verluste und setzte den WTO-
Streitbeilegungsmechanismus in Gang. Die Rechtslage war eindeutig, und Argenti-
nien gab bald nach. Es passte sein Recht den Anforderungen des TRIPS-Abkom-
mens an. Die Drohung der USA, Handelssanktionen zu ergreifen, traf Argentinien 
allerdings in einem ungünstigen Moment. Es war gerade dabei, in eine schwere öko-
nomische Krise zu schlittern, weshalb die harte Haltung der Pharmakonzerne, die 
die US-Regierung antrieben, Proteste auslöste.28 Fast gleichzeitig ergaben sich ähnli-
che Konstellationen mit Blick auf Südafrika und Brasilien. Auch deren Gesetzge-
bung verletzte das TRIPS-Abkommen. Im Fall Südafrikas erwies sich die Konstella-
tion gar als besonders brisant. Beachtung des WTO-Rechts hätte hier – unter ande-
rem – bedeutet, einer grossen Zahl HIV-Infizierter Zugang zu lebenswichtigen Me-
dikamenten verweigern zu müssen. Auch hier wehrten sich die von ihren Pharma-
lobbys angetriebenen Industrieländer. Südafrika gab – anders als Argentinien – nicht 
26 Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums vom 
15. April 1994 (Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights, TRIPS), 
UNTS, Bd. 1869, 299 (Annex 1C des Marrakesch Übereinkommens über die Errichtung der 
Welthandelsorganisation vom 15. April 1994, UNTS, Bd. 1867, 3).
27 Vgl. Holger Hestermeyer, Human Rights and the WTO: The Case of Patents and Access to Medicines, 
Oxford: Oxford University Press, 2008; Roger Kampf, „Patents versus Patients?“, Archiv des 
Völkerrechts 40 (2002), 90 ff.
28 Im Lauf der Krise, deren Höhepunkt auf die Jahre 1999 bis 2002 fiel, kam es zur einer verheeren-
den Kapitalflucht aus Argentinien und zum massenweisen Abzug von Bankeinlagen. Die Regie-
rung sah sich zeitweise gezwungen, alle Konten einzufrieren und lediglich noch die Abhebung 
geringer Summen zu erlauben. Vgl. Dani Rodrik, Argentina: A Case of Globalization Gone Too 
Far or Not Far Enough?, in: The Crisis That Was Not Prevented, hg. v. Jan Joost Teunissen / Age 
Akkermann, Den Haag: Fondad, 2003, 15 ff.
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nach. Das südafrikanische Verfassungsgericht stellte unter Berufung auf die Landes-
verfassung – WTO-Recht beiseite schiebend – fest, diese verlange die Entwicklung 
eines Programmes, das schwangeren Frauen und ihren neugeborenen Kindern Zu-
gang zu Mitteln verschaffe, die die Übertragung des HIV-Virus zwischen Mutter und 
Kind verhindern.29 Der Entscheid verletzte insbesondere die TRIPS-Regeln über 
sogenannte Zwangslizenzen.30 Solche sind nur zulässig, wenn versucht worden ist, 
zu Markbedingungen eine Lizenz für die Produktion der Generika zu erhalten. Ein 
WTO-Panel hätte feststellen müssen, dass Südafrika WTO-Recht verletze und seine 
Gesetzgebung anpassen müsse.
Die Auseinandersetzung nahm einen anderen Verlauf. Dass das WTO-Recht in 
diesem Fall – „korrekt“ angewendet – die Interessen reicher Gesellschaften und ihrer 
Pharmakonzerne geschützt und an einer tödlichen Krankheit Leidende kühl ihrem 
Schicksal überlassen hätte, empörte. Der mediale Druck wurde bald so gross, dass 
die WTO handeln musste, um weiteren Schaden abzuwenden. Man beschloss eine 
temporäre Ausnahmeregelung. Zunächst wurde in einer Deklaration – der Doha De-
claration on the TRIPS Agreement and Public Health, kurz: Doha Deklaration –31 er-
klärt, das TRIPS-Übereinkommen wolle Massnahmen zum Schutz der öffentlichen 
Gesundheit nicht verhindern. Bald darauf wurde die Deklaration umgesetzt.32 Wirt-
schaftlich schwachen Ländern wurde in einem interim waiver bis 2016 das Recht 
eingeräumt, von der Einhaltung der Patent- und Informationsbestimmungen des 
TRIPS-Abkommens abzuweichen.33 Die Situation wurde vorläufig entschärft.34.
2.2	faktische	einschränkungen	Von	handlungsspielräuMen
In den bisherigen Ausführungen war von rechtlichen Beschränkungen der Handlungs-
spielräume der WTO-Mitglieder die Rede. Es gibt auch bloss faktische Verluste an 
Handlungsspielräumen. Sie sind Folgen davon, dass das Freihandelssystem Anreize 
schafft, auf Mechanismen setzt, die als Nebenfolge Druck auf Menschenrechts- und 
Sozialstandards produzieren oder produzieren können. Eines der Probleme in die-
sem Zusammenhang wird zuweilen unter dem – etwas dramatischen – Titel des so-
29 Das Verfassungsgericht verlangte von der Regierung Massnahmen, die die Zugänglichkeit von 
anti-retroviralen Medikamenten in öffentlichen Einrichtungen erleichtern: Constitutional Court 
of South Africa, Case CCT 8/02 („Nevirapine Case“), Judgment of July 5, 2002. – In Südfrika 
war im Jahr 2003 nach Schätzungen ein Viertel der Bevölkerung mit dem HIV-Virus infiziert.
30 Insbesondere Art. XXXI:b TRIPS. 
31 Doha Declaration on the TRIPS Agreement and Public Health, angenommen am 14. November 
2001, WT/MIN(01)/DEC/W/2.
32 Implementation of Paragraph 6 of the Doha Declaration on the TRIPS Agreement and Public 
Health, Beschluss vom 30. August 2003, WT/L/540.
33 Vgl. Michael Slonina, „Durchbruch im Spannungsverhältnis von TRIPS und Health: Die WTO-
Entscheidung zu Exporten unter Zwangslizenzen“, Beiträge zum Transnationalen Wirtschaftsrecht 
20 (2003), 8 ff.
34 Erwähnung verdient in diesem Zusammenhang allerdings, dass USA im Rahmen regionaler Han-
delsvereinbarungen auf strengere Regeln bezüglich Schutz geistigen Eigentums drängen – etwa 
im Rahmen der Free Trade Area of the Americas (FTAA) –, die den Zugang zu wichtigen Medi-
kamenten wiederum erschweren. 
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zialpolitischen race to the bottom diskutiert.35 Das Freihandelssystem schafft eine ört-
liche Flexibilität der ökonomischen Akteure, deren Nutzung anspruchsvollen Men-
schenrechts- und Sozialstandards abträglich sein kann. Flexibilität bedeutet Suche 
nach günstigen Produktionsbedingungen. Schwache Menschenrechts- und Sozial-
standard-Anforderungen können bei dieser Suche ein positiver Standortfaktor sein.36 
Flexibilität der ökonomischen Akteure bedeutet Wettbewerb unter den Standorten, 
so dass das Freihandelssystem insgesamt – durch Herbeiführen dieses Wettbewerbs 
– Druck auf ausgebaute Sozialstaaten produzieren kann. Marktmächtige transnatio-
nale Unternehmen können mit Wegzug oder partieller Verlegung von Produktions-
stätten drohen. Sie können Druck auf die Politik ausüben, die Kosten für die Inan-
spruchnahme von Arbeit zu senken oder nicht zu erhöhen. Insgesamt hat sich dieses 
Szenario – Ulrich Beck hat gar das Bild vom „Dahinschmelzen des Sozialstaats unter 
der Wüstensonne der Globalisierung“37 verwendet – allerdings bisher nicht im be-
fürchteten Ausmass realisiert. Bei der Standortwahl spielen andere, weiche, immate-
rielle Faktoren tendenziell unterschätzte Rollen.38 Wie der beschriebene Mechanis-
mus in Zukunft wirken wird, ist allerdings offen.
2.3	deMokratische	legitiMation
Ein drittes wichtiges Problemfeld ist die demokratische Legitimation des Wirtschafts-
völkerrechts.39 Ein zentraler Kritikpunkt in diesem Zusammenhang sind die Moda-
litäten der Aushandlung des Wirtschaftsvölkerrechts in WTO und Bretton Woods 
Institutionen, die unter Ausschluss der Öffentlichkeit erfolgt.40 Diese wird im Nach-
hinein über die Ergebnisse orientiert, partizipiert nicht in einem gehaltvollen Sinn 
am Aushandlungsprozess. Gering ist auch der Einfluss der nationalen Parlamente. 
35 Der Ausdruck race to the bottom stammt aus der amerikanischen Innenpolitik. Er bezog sich ur-
sprünglich auf die Folgen des Standort-Wettbewerbs zwischen den Gliedstaaten, der im spä-
ten 19. Jahrhundert einsetzte und von vielen kritisch beurteilt wurde. Im Jahr 1933 wurde der 
Ausdruck von Justice Louis Brandeis im Supreme Court-Urteil Ligget Co. v. Lee (288 U.S. 517, 
558–559) verwendet. Im internationalen Kontext ist die Formel zu einem Kampfbegriff gegen 
die Globalisierung und deren Auswirkungen auf den Sozialstaat geworden.
36 Zum ganzen Themenkomplex: Harald Trabold, „Zum Verhältnis von Globalisierung und Sozi-
alstaat“, Aus Politik und Zeitgeschichte 48 (2000), 23 ff.; Christoph Butterwegge (Hg.), Herrschaft 
des Marktes – Abschied vom Staat? Folgen neoliberaler Globalisierung für Wirtschaft, Staat, und Politik, 
Baden-Baden: Nomos, 1999.
37 Ulrich Beck, Was ist Globalisierung?, 6. A., Frankfurt am Main: Suhrkamp, 1999, 13 f.
38 In der Ökonomie werden sogenannte harte Standortfaktoren (Abgaben, Infrastruktur) von wei-
chen (Freizeit- und Kulturangebot, Bildungssystem) unterschieden. Die These eines unaufhalt-
samen, globalisierungsbedingten sozialstaatlichen race to the bottom basiert auf der – in dieser 
kategorischen Form – wohl nicht zutreffenden Annahme, dass der Höhe der Abgaben entschei-
dende Bedeutung bei der Standortwahl zukommt. 
39 Vgl. etwa Markus Krajewski, „Democratic Legitimacy and Constitutional Perspectives of WTO 
Law“, Journal of World Trade 35 (2002), 167 ff. 
40 Dieser Vorwurf an WTO und Bretton Woods Institutionen betrifft in vielen Aspekten das Völ-
kerrecht generell. Es geht nicht um Spezifika des Wirtschaftsvölkerrechts, sondern um das Pro-
blem, dass die demokratische Legitimation des Völkerrechts etablierten Demokratiestandards, 
die sich im nationalstaatlichen Rahmen entwickelt haben, generell nicht genügt, möglicherweise 
nicht genügen kann.
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Die Verhandlungsergebnisse können wegen der oft mühsam ausgehandelten Kom-
promisse nur schwer nachträglich wieder in Frage gestellt werden, so dass Parlamente 
kaum Änderungswünsche anbringen können. Sie können im Normalfall nur den 
Ergebnissen zustimmen oder sie gesamthaft ablehnen.41 Die Verständlichkeit wirt-
schaftsvölkerrechtlicher Abkommen ist ein weiteres Problem. Ein extremes Beispiel 
ist der WTO-Vertrag. Er umfasste 25’000 Seiten unter Einschluss aller Anhänge.42 
Die Fristen für die Inkraftsetzung waren derart knapp bemessen, dass im Zeitpunkt 
der parlamentarischen Beratung in Deutschland nicht einmal eine vollständige deut-
sche Übersetzung vorlag.43 Herkömmlichen Demokratiestandards kann ein solcher 
Aushandlungs- und Entscheidungsprozess nicht genügen.44
Nicht unproblematisch ist unter Demokratiegesichtspunkten auch die Rolle der 
WTO-Streitbeilegungsorgane. Das Problem ist eine gewisse Kluft zwischen ihrer 
schwachen demokratischen Legitimation und der Bedeutung ihrer Entscheidungen. 
WTO-Panels und Appellate Body – das Berufungsorgan der WTO – verfügen über 
bemerkenswert grosse Spielräume bei der Konkretisierung und Weiterentwicklung 
des WTO-Rechts. Die Grundprinzipien des Freihandelsrechts sind in hohem Mass 
interpretationsbedürftig, und bei der Auslegung wichtiger Ausnahmeklauseln – ins-
besondere von Art. XX GATT, der die staatliche Politik in wichtigen Feldern wie 
etwa Umweltpolitik oder Gesundheitspolitik substantiell vorstrukturiert –45 beste-
hen ebenfalls grosse Spielräume. Die Streitbeilegungsorgane sind jedoch reine Ex-
pertengremien. Zudem fehlt die für die Kontrolle von Gerichts- und gerichtsähnli-
chen Organen wichtige Öffentlichkeit der Verfahren.46 
41 Unter Demokratiegesichtspunkten nicht unproblematisch ist auch, dass die Bretton Woods In-
stitutionen im Rahmen der sogenannten Konditionalität ihrer Kreditvergabe (Bindung an Be-
dingungen) Vorgaben zu Handen der nationalen Politik formulieren, die von den (demokratisch 
gewählten) Parlamenten beachtet werden müssen. Experten formulieren hier die nationale Poli-
tik in gewissem Sinne vor. Das Darlehen des Internationalen Währungsfonds zur Bekämpfung 
der Wirtschaftskrise in Argentinien ist ein anschauliches Beispiel. Vgl. Kaufmann (Fn. 4), 9 mit 
Hinweisen. 
42 Ernst-Ulrich Petersmann, „Welthandelsrecht als Freiheits- und Verfassungsordnung“, Zeitschrift 
für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 65 (2005), 546.
43 Petersmann (Fn. 42), 546.
44 Vorschläge von europäischer Seite für die Schaffung einer beratenden parlamentarischen Ver-
sammlung der WTO werden von den USA als Einschränkung der Souveränität kritisiert: Peters-
mann (Fn. 42), 550.
45 Entscheide mit bedeutender Vorstrukturierungswirkung auf die Spielräume der staatlichen Po-
litik sind etwa: US-Standards for Reformulated and Conventional Gasoline (US – Gasoline), Bericht 
des Appellate Body vom 29. April 1996, WT/DS2/AB/R; US – Import Prohibition of Certain 
Shrimp and Shrimp Products (US – Shrimp / Turtles), Bericht des Appellate Body vom 6. Novem-
ber 1998, WT/DS58/AB/R (Tierschutz); European Communities – Measures Concerning Meat and 
Meat Products (EC – Hormones), Bericht des Panels vom 18. August 1997, WT/DS48/R/CAN 
(Gesundheitspolitik).
46 Nicht unproblematisch scheint mir auch der Umstand, dass die WTO-Streitbeilegungsorga-
ne amicus curiae-Schriftsätze von Privatpersonen annehmen. Man kann dies mit Petersmann 
(Fn. 42, 556) als Indiz für die Unabhängigkeit der Streitbeilegungsorgane interpretieren – oder 
aber auch als Hinweis dafür, dass mächtige Unternehmen über ein Übermass an Einfluss auf die 
Organe verfügen.
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3. synergien
Zwischen Wirtschaftsvölkerrecht und Menschenrechten bestehen auch bedeutende 
Synergien. Das Freihandelsrecht trägt in verschiedener Hinsicht zu Rahmenbedin-
gungen für die Politik bei, die den Menschenrechten zu Gute kommen. 
3.1	freihandel	und	frieden
Freihandel trägt tendenziell zu internationaler Stabilität bei, die dem Menschen-
rechtsschutz zu Gute kommt. Es besteht ein Konnex zwischen freihandelsbedingter 
ökonomischer Interdependenz, Frieden und Achtung von Menschenrechten. Frei-
handel führt zu ökonomischen Verflechtungen zwischen Volkswirtschaften, die das 
Interesse an der Bewahrung des Friedens erhöhen, da die eigene Ökonomie von der 
Stabilität der Verflechtungen mit anderen Volkswirtschaften abhängt.47 Interdepen-
denz führt so auf Dauer zu immer grösserer Dependenz von der Fortexistenz der 
Freihandelsbeziehungen. Zerreissen Handelsbeziehungen hingegen infolge eines 
Kriegs, so bedeutet dies immense Verluste.48 Das Freihandelssystem dient auf diese 
Weise der Friedensbewahrung. Friede und Stabilität ihrerseits sind zentrale Voraus-
setzungen dafür, dass Menschenrechtsgarantien sich voll entfalten können. Men-
schenrechtsschutz setzt Aufmerksamkeitsressourcen der öffentlichen Gewalt voraus, 
die im Krieg zum grossen Teil absorbiert sind. Menschenrechtsschutz bedeutet Aus-
einandersetzung mit dem Detail. Im Krieg dominieren Kollektivinteressen, tatsäch-
liche und vermeintliche, weshalb Menschenrechte mit zu den Opfern von Gewalt-
anwendung zwischen Staaten gehören. Dies gilt auch dann, wenn sie auch unter 
Ausnahmebedingungen gelten.49 Der Zusammenhang zwischen Freihandel, Friede 
und Menschenrechtsschutz droht in langen Friedensperioden in Vergessenheit zu 
geraten, wenn Stabilität zu einer vermeintlichen Selbstverständlichkeit wird. 
Paradigmatisch für diese Zusammenhänge ist die Entwicklung in Europa seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Ökonomische Integration schuf hier Rahmenbedingungen, 
unter denen Krieg zwischen Nachbarn als reale Politikoption faktisch verschwand.50 
Im globalen Rahmen ist die Wirkungsweise dieser Mechanismen schwerer bestimm-
bar. Niemand weiss, welche Gewaltkonflikte geführt worden wären, zu denen es 
47 Im 19. Jahrhundert – als die Freihandelspolitik zwischen 1846 und 1873 erstmals eine Blütepe-
riode erlebte – spielte das Motiv der Friedensstabilisierung ebenfalls eine Rolle. Zur Geschichte 
des Freihandels im 19. Jahrhundert: Charles P. Kindleberger, „The Rise of Free Trade in Europe 
1820–1875“, The Journal of Economic History 35 (1975), 20 ff.
48 Die Errichtung des Freihandelssystems nach dem Zweiten Weltkrieg war – nach einer Formulie-
rung von Winston Churchill und Franklin Delano Roosevelt – Bestandteil der Bestrebungen „to 
win the peace“. Ein Grobentwurf dieser Bestrebungen wurde erstmals 1941 in der sogenannten 
Atlantik-Charta skizziert, einem Strategiepapier, dessen Hintergrund wesentlich Einsichten in 
verpasste Friedenschancen nach dem Ersten Weltkrieg waren. Breiter Zugang zum internatio-
nalen Handel war ein wesentlicher Aspekt des Friedensplanes für die Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg (Punkt 4 der Charta).
49 Die meisten Menschenrechte gelten auch in Notstandssituationen, sind aber einschränkbar. Nur 
die wenigsten sind absolut notstandsfest.
50 Zu Hintergründen und Anfängen der europäischen Integration statt vieler: Gabriele Clemens et 
al., Geschichte der europäischen Integration, Paderborn: Schöningh, 2008.
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nicht gekommen ist, weil die Vorteile der Teilnahme am Freihandel von Entschei-
dungen zur Gewaltanwendung abhielten. Offensichtlich verändern starke ökonomi-
sche Verflechtungen jedoch die Interessenlagen der Staaten. 
3.2	freihandel	und	rechtsstaatlichkeit
Elementar ist auch der Konnex zwischen freihandelsbedingter Wohlstandmehrung 
und Rechtsstaatlichkeit. Freihandel trägt im Regelfall zu Wohlstand bei, der seiner-
seits die Finanzierung funktionsfähiger rechtsstaatlicher Strukturen ermöglicht. Für 
eine intakte Justiz und eine rechtstreue Verwaltung bedarf es angemessener personel-
ler Ausstattung. Es bedarf eines Bildungs- und Ausbildungssystems, das über men-
schenrechtliche Sensibilität verfügt. Die Löhne müssen ein gewisses Niveau aufwei-
sen, damit kein Nährboden für Korruption – Todfeind der Menschenrechte – ent-
steht.51 Angemessene Löhne setzen ökonomische Ressourcen voraus, deren Vorhan-
densein keine Selbstverständlichkeit darstellt. Soweit Freihandel zur Hebung des 
Wohlstands beiträgt, dient er indirekt auch den Menschenrechten. 
In armen Ländern zeigen sich diese Zusammenhänge deutlich. Es fehlen die 
Ressourcen für die Finanzierung von auf hohem Niveau funktionierenden Verwal-
tungs- und Justizstrukturen. Menschenrechte werden – der Tendenz nach – weniger 
beachtet und geschützt. Zudem trägt Armut – in Verbindung mit den Mängeln bei 
der Strafverfolgung – zusätzlich zu Kriminalität bei, sogenannter Armutskriminali-
tät, die die Menschenrechte ebenfalls gefährdet.52 Sicherheit – Elementarvorausset-
zung für den Genuss von Menschenrechten – ist ein strukturell gefährdetes Gut. 
Ohne Wohlstand, der unter den heutigen Bedingungen in hohem Mass von der 
Teilnahme am weltweiten Freihandelssystem abhängt, ist Rechtsstaatlichkeit auf ho-
hem Niveau nicht finanzierbar.
3.3	Menschenrechte	Mit	positiVen	leistungspflichten	
Einige Menschenrechtsgarantien verlangen vom Staat ein aktives Tätigwerden – 
nicht nur Unterlassungen. Dies setzt ebenfalls ökonomische Ressourcen voraus, de-
ren Vorhandensein in einem Zusammenhang mit funktionierendem Freihandel ste-
hen kann.53 Vor allem die wirtschaftlichen und sozialen Menschenrechte verlangen 
vom Staat ein solches aktives Tätigwerden. Wirtschaftliche und soziale Menschen-
51 Das Entwicklungs- und Wohlstandsniveau eines Landes ist – wie vergleichende Studien zeigen 
– ein zentraler Korruptionsfaktor. Vgl. Daniel Treisman, „The Causes of Corruption: A Cross-
National Study“, Journal of Public Economics 76 (2000), 399 ff.
52 Die Intensität der Zusammenhänge zwischen Armut und Kriminalität wird in den Sozialwissen-
schaften heftig diskutiert. Der These eines direkten, unmittelbaren Konnexes stehen Positionen 
gegenüber, die lediglich einen losen Zusammenhang sehen. Kaum bestritten ist, dass im Grund-
satz ein Konnex besteht und dass Armut etwa dazu beträgt, illegale Märkte zu finanzieren und 
das Rechtssystem zu unterlaufen.
53 Ein historisch interessantes Beispiel für diese Art von Menschenrechten ist Art. 21 der Jakobiner-
Verfassung von 1793 betreffend Finanzierung des Unterhalts von in missliche Umstände gera-
tenen Bürgern. 
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rechte sind nicht einklagbare „Bemühensverpflichtungen“54, die auf globaler Ebene 
vor allem im UNO-Menschenrechtspakt I garantiert sind.55 Beispiele sind etwa das 
Recht auf Arbeit,56 das Recht auf soziale Sicherheit57 und das Recht auf angemesse-
nen Lebensstandard58. Darüber hinaus enthalten teilweise auch „klassische Abwehr-
rechte“ – die auf globaler Ebene vor allem im UNO-Menschenrechtspakt II59 garan-
tiert sind – einige positive Leistungspflichten. Sie ergänzen die Unterlassungspflich-
ten. In Europa hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte verschiedent-
lich aus klassischen Abwehrrechten positive Leistungspflichten abgeleitet. Beispiele 
sind die Schutzpflichten des Staates hinsichtlich der physischen Integrität des Ein-
zelnen, die etwa aus dem Folterverbot abgeleitet werden,60 und gewisse Untersu-
chungspflichten bei Vorliegen von Verdachtsgründen.61
4. grundoPtionen
Wie kann und soll auf die Existenz der beschriebenen Antagonismen reagiert wer-
den? Im Folgenden werden drei Grundoptionen skizziert, die in der heutigen Dis-
kussion eine Rolle spielen. Nicht näher eingegangen wird auf die Option „Abschaf-
fung der WTO“, die in Zukunft – obschon von Menschenrechtsaktivisten teilweise 
gefordert – kaum im Vordergrund stehen dürfte.62 
4.1	grundoption	i:	festhalten	aM	status quo
Festhalten am status quo bedeutet Weiterführen des Prinzips strikter Arbeitsteilung 
zwischen dem Freihandelsregime einerseits und Menschenrechts- und Arbeitsstan-
dard-Regimen andererseits. Die WTO-Ministerkonferenz bekannte sich – wie er-
54 Bardo Fassbender, Idee und Anspruch der universalen Menschenrechte im Völkerrecht der Ge-
genwart, in: Menschenrechte als Weltmission, hg. v. Josef Isensee, Berlin: Duncker & Humblot, 
2009, 20.
55 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 19. Dezember 1966 
(IPWSR), UNTS, Bd. 993, 3.
56 Art. 6 IPWSR.
57 Art. 9 IPWSR.
58 Art. 11 IPWSR.
59 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (IPBPR), 
UNTS, Bd. 999, 171.
60 Vgl. etwa: Costello-Roberts / Vereinigtes Königreich, Urteil vom 25. März 1993, Serie A, Nr. 247-C, 
EHRR 19 (1994), 112; A. / Vereinigtes Königreich (Beschwerde-Nr. 25599/94), Urteil vom 23. Sep-
tember 1998, EHRR 27 (1999), 611.
61 Untersuchungspflichten wurden bei verschiedenen Garantien angenommen. Vgl. etwa Ak-
soy / Türkei (Beschwerde-Nr. 21987/93), Urteil vom 18. Dezember 1996, EHRR 23 (1997), 553.
62 Befürworter einer Abschaffung der WTO setzen sich in der Regel ungenügend mit dem Problem 
auseinander, dass ein multilaterales Vertragswerk Schwache prinzipiell besser schützt als bilatera-
le Regelungen. Einige prominente WTO-Kritiker haben dies mittlerweile erkannt, etwa George 
Monbiot, von dem folgende Formulierung stammt: „The only thing worse than a world with 
the wrong international trade rules is a world with no trade rules at all.“ Vgl. George Monbiot, 
„I Was Wrong About Trade“, The Guardian vom 24. Juni 2003; www.monbiot.com (besucht am 
5. August 2009).
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wähnt – 1996 in Singapur zu diesem Weg.63 Sie erklärte, die Frage der Beachtung 
von Arbeitsstandards falle in den Zuständigkeitsbereich der ILO als zuständiger spe-
zialisierter Organisation.64 Fair trade-Ausnahmen von freihandelsrechtlichen Pflich-
ten lehnte sie ab; WTO-Mitglieder sollten sich ihren Verpflichtungen nicht unter 
Berufung auf die Nichtbeachtung von Arbeitsstandards durch andere entziehen 
können. Die Ministerkonferenz anerkannte schwache Sozialstandards als legitime 
komparative Vorteile von Entwicklungsländern.
Diese Option trägt dem Umstand Rechnung, dass die Lasten einer Abkehr vom 
status quo primär von schwächeren Teilnehmern des Freihandelssystems zu tragen 
wären. Sie würde die Konfliktlinien zwischen reichen Ländern des Nordens und ar-
men des Südens weiter akzentuieren. Grundproblem dieser Option ist ihre Unver-
einbarkeit mit der über die Jahrzehnte stark gewachsenen Sensibilität des Völker-
rechts für Menschenrechtsverletzungen. Es gibt – trotz der Rückschläge – eine Ten-
denz, dass Menschenrechte immer mehr Bereiche des Völkerrechts schrittweise 
durchdringen.65 Die dauerhafte Abschottung eines bedeutenden Regimes wie dem 
WTO-System gegenüber dieser Tendenz stünde quer zur allgemeinen Entwicklungs-
richtung des Völkerrechts und wird von vielen als im Ansatz prekär empfunden. 
4.2	grundoption	ii:	integration	auf	deM	rechtsetzungsWeg
Denkbar wäre die Einfügung von Menschenrechts- und Sozialstandard-Klauseln ins 
WTO-System durch Änderung des Primärrechts. Seit Schaffung des GATT gab es 
verschiedene Versuche in dieser Richtung, insbesondere seitens der USA.66 Während 
der Uruguay-Runde versuchten die Gewerkschaften, zumindest die Respektierung 
der ILO-Kernkonventionen zur Voraussetzung der Teilnahme am Weltfreihandel zu 
machen. Das Thema wurde auf Betreiben der Entwicklungsländer jedoch aus den 
Verhandlungslisten gestrichen. Zu fragen wäre mit Blick auf diese Grundoption, ob 
eine Einfügung einer solchen Klausel allenfalls nur für den „willigen“ Teil der WTO-
Mitglieder in Frage käme. Die fair trade- Ausnahmeklausel würde in diesem Fall nur 
63 Singapore Ministerial Declaration, angenommen am 13. Dezember 1996, WT/MIN(96)/DEC, 
Doc No 96–5316, Abs. 4.
64 Die ILO nahm 1998 eine Deklaration an, die die Beachtung minimaler Arbeitsstandards an-
strebt (Declaration on Fundamental Principles and Rights at Work). Die Mitglieder erklären darin – 
nicht rechtsverbindlich –, die aufgezählten Rechte auch dann zu respektieren, wenn sie nicht alle 
einschlägigen ILO-Konventionen ratifiziert haben. Die ILO legte zudem 1999 eine Konvention 
auf, die zur Eliminierung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit – Sklaverei, Kinderprostitu-
tion, Kinderpornographie – führen soll: Übereinkommen Nr. 182 der ILO über das Verbot und 
unverzügliche Massnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. 
Juni 1999, UNTS, Bd. 2133, 161.
65 Zur Durchdringung des Völkerrechts durch die Menschenrechte vgl. Kay Hailbronner, Der Staat 
und der Einzelne als Völkerrechtssubjekte, in: Völkerrecht, 4. A., hg. v. Wolfgang Graf Vitzthum, 
Berlin: de Gruyter, 2007, 228 ff. 
66 In den Jahren der Administration Dwight Eisenhowers wurde erstmals ein solcher Versuch un-
ternommen. 1979 bemühte sich die Regierung Jimmy Carters, minimale Standards für die Bear-
beitung giftiger Stoffe wie Asbest verbindlich einzuführen. 1999 scheiterte Bill Clinton mit dem 
Bestreben, Kinderarbeit zum WTO-Thema zu machen.
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für die Teilnehmer des modifizierten Regimes gelten. Die rechtliche Zulässigkeit 
dieses Weges allerdings ist fraglich.67
Diese Option entspricht der westlichen Intuition, dass ökonomische Freiheiten 
menschenrechtlich gehegt sein müssen. Die Idee eines Freihandelsrechts mit einem 
gegenüber Menschenrechtsgarantien und elementaren Sozialstandards weitgehend 
verselbständigten Eigenleben – gar: einer Art faktischem Primat diesen gegenüber 
wegen des starken Implementierungsmechanismus des Freihandelsregimes – wider-
spricht dem verfassungsstaatlichen Verständnis des Verhältnisses zwischen Ökono-
mie und Individualrechten.68 Das Problem bei dieser Option sind die politischen 
Realitäten. Ein Konsens über eine Weiterentwicklung der WTO von einer rein han-
delspolitischen Organisation zu einer Institution mit breiterem Mandat ist nicht in 
Sicht. Alle Vorschläge, die WTO zu einer Organisation für Handels- und Gesell-
schaftspolitik umzubauen, stiessen bisher auf Widerstand. Entwicklungsländer ma-
chen geltend, sie seien GATT und WTO im Vertrauen auf ihren sektoriellen Charak-
ter beigetreten. 
4.3	grundoption	iii:	integration	auf	deM	rechtsprechungsWeg
Eine dritte Grundoption ist die Integration von Menschenrechts- und Sozialstan-
dards ins Freihandelsrecht auf dem Jurisdiktionsweg. Diskutiert wird zum einen, ob 
das WTO-Recht allenfalls doch Raum lässt, Produkte, die sich ausschliesslich mit 
Blick auf die Beachtung von Menschenrechts- oder Sozialstandards bei ihrer Produk-
tion unterscheiden, unterschiedlich zu behandeln. Das WTO-Recht verbietet Diskri-
minierungen „gleichartiger Erzeugnisse“, was nach herkömmlichem Verständnis sol-
che Differenzierungen ausschliesst.69 Anhänger einer sogenannten menschenrechts-
freundlichen Auslegung des WTO-Rechts machen hier jedoch Spielräume aus.70 
Diskutiert wird zum anderen auch, ob Art. XX GATT – eine der Ausnahmeklauseln 
67 Nach Art. 41 Abs. 1 des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 23. Mai 
1969 (UNTS, Bd. 1155, 331; sog. Wiener Vertragsrechtskonvention [WVK]) kann ein Vertrag 
nur ergänzt werden, wenn die Rechte und Pflichten anderer Staaten aus der ersetzten Vertrags-
bestimmung nicht tangiert werden. Es ist fraglich, ob durch Einführung von Sozialstandards für 
einen Teil der WTO-Mitglieder Rechte und Pflichten anderer Mitglieder betroffen wären.
68 Zur verfassungsstaatlichen Konzeption des Zusammenwirkens von individueller Freiheit und 
verbindlichen Rahmenbedingungen: Dieter Grimm, Entstehungs- und Wirkungsbedingungen 
des modernen Konstitutionalismus, in: ders., Die Zukunft der Verfassung, Frankfurt am Main: 
Suhrkamp, 1991, 31 ff.
69 Das Problem einer allfälligen Diskriminierung zwischen gleichartigen Erzeugnissen stellt sich 
einerseits bei der Verzollung, bei der zwischen gleichartigen ausländischen Erzeugnissen nicht 
diskriminiert werden darf (Art. I GATT), und andererseits nach der Einfuhr, im Binnenbereich, 
in dem Diskriminierungen zwischen gleichartigen ausländischen und inländischen Erzeugnissen 
verboten sind (Art. III GATT). 
70 Es wird etwa argumentiert, bei Differenzierungen dürfe zwar nicht auf die Produktionsmetho-
de, dafür aber auf unterschiedliche „Konsumentenerwartungen“ abgestellt werden, und mit 
Blick auf fair-trade- und nicht-fair trade-Erzeugnisse bestünden in der Realität unterschiedliche 
Erwartungen. Dabei wird oft auf den Entscheid EC – Measures Affecting Asbestos and Asbestos-
Containing Products (EC – Asbestos), AB 2000-11, Report of the Appellate Body, WT/DS135/
AB/R, 12. März 2001, verwiesen, in dem der Appellate Body im Kontext gesundheitspolitischer 
Massnahmen wesentlich auf Konsumentenerwartungen abstellte. 
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von den WTO-Grundprinzipien – Grundlage für die Berücksichtigung menschen-
rechtlicher Gesichtspunkte sein könnte.71 Ein mögliches Einfallstor für Menschen-
rechte könnte nach Auffassung einiger Autoren die sogenannte public morals-Ausnah-
meklausel in lit. a der Bestimmung sein, die bei Massnahmen zum Schutz der öf-
fentlichen Sittlichkeit ein Abweichen von den Grundpflichten erlaubt. Unterschrei-
tung elementarer Menschenrechtsstandards – kann argumentiert werden – wider-
spreche der öffentlichen Sittlichkeit. Diese Auslegung widerspricht allerdings dem 
herrschenden Verständnis der Klausel, zu der keine Rechtsprechung existiert.72 
Für diese Option spricht ihre Übereinstimmung mit der Grundtendenz zuneh-
mender Durchdringung des Völkerrechts durch die Menschenrechte. Sie steht auch 
im Einklang mit der ordinary meaning-Auslegungsregel, die den Miteinbezug des 
Kontexts sowie weiterer zwischen den betreffenden Staaten geltender völkerrechtli-
cher Regeln verlangt.73 Die heutigen Menschenrechtsschutzsysteme – liesse sich ar-
gumentieren – seien relevanter Kontext und „andere“ völkerrechtliche Regeln im 
Sinne dieses Auslegungsprinzips.74 Das Grundproblem ist das Beiseiteschieben der 
Regelungsabsicht des WTO-Systems. Der Entscheid für ein sektorielles Regime 
wurde bewusst gefällt und explizit bestätigt.75 Für die Annahme eines Mandats zur 
Berücksichtigung von Menschenrechten und Sozialstandards durch die WTO-Streit-
beilegungsorgane fehlt eine Grundlage im Text und Willen der WTO-Mitglieder.
5. kontextualisierung
Es stellt sich die Frage nach Zusammenhängen zwischen der hier behandelten The-
matik und der Völkerrechtsentwicklung im Allgemeinen. Handelt es sich hier um 
ein Spezialproblem des Wirtschaftsvölkerrechts? Gibt es verwandte Probleme? 
5.1	entWicklung	des	Völkerrechts
Das heutige Völkerrecht besteht in der Hauptsache aus einer Vielzahl komplexer 
Vertragsregime, die durch das allgemeine Völkerrecht nur lose miteinander verbun-
den sind.76 Die einzelnen Regime haben je ihre eigenen Teilnehmerkreise. Die letz-
ten Jahrzehnte waren vor allem durch zwei Grundtendenzen gekennzeichnet. Die 
71 Vgl. dazu etwa: Robert Howse, „Human Rights in the WTO: Whose Rights, What Humanity?, 
Comment on Petersmann“, European Journal of International Law 13 (2002), 656 mit Hinweisen. 
72 Gewisse Spielräume werden weiter auch bei der in lit. e erwähnten prison labor-Ausnahme ausge-
macht. Grundidee hinter der Ausnahme in Art. XX: e ist die Vermeidung von marktverzerren-
den Dumpingangeboten durch Erzeugnisse aus Arbeit in Zwangsverhältnissen. 
73 Gemäss Art. 31 WVK sind Verträge nach Treu und Glauben in Übereinstimmung mit ihrer 
„gewöhnlichen Bedeutung“ (Abs. 1) und unter Miteinbezug des Kontexts (Abs. 1) sowie der in 
den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien anwendbaren Völkerrechtssätze (Abs. 3 lit. c) 
auszulegen.
74 Eine schwierige Frage ist, welche Regeln zu diesen anderen relevanten völkerrechtlichen Regeln 
im Sinne von Art. 31 Abs. 3 WVK zählen. 
75 Zuweilen wird für ein beschränktes Mandat auch der technische Grund angeführt, Panel-Mit-
glieder seien Freihandels- und keine Menschenrechtsexperten. 
76 Ich schliesse im Folgenden an andernorts entwickelte Überlegungen an. Vgl. Oliver Diggelmann, 
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Anzahl der Vertragsregime nahm immer mehr zu, und viele bestehende Regime 
dehnten sich zusehends aus. So wurde etwa das Seerechts-Vertragsregime geschaffen, 
nachdem es sich über Jahrhunderte als Gewohnheitsrecht entwickelt hatte,77 ver-
schiedene umweltrechtliche Regime entstanden,78 und das GATT-Regime entwi-
ckelte sich zum WTO-System weiter. Dazu kam eine dritte Tendenz. Die Regime 
begannen auch immer mehr, ihre Durchsetzung selbst zu organisieren. Einige er-
hielten eigene Jurisdiktions- oder jurisdiktionsähnliche Institutionen, die sie im Ver-
gleich mit anderen Regimen stärkten, die auf die allgemeinen völkerrechtlichen 
Durchsetzungsmechanismen angewiesen blieben.79 Das WTO-Regime beispiels-
weise – mit seinem schnellen, quasi-jurisdiktionellen Streitbeilegungsmechanismus 
– ist ein ausgesprochen starkes Regime.80 Andere sind schwach. Das gilt für verschie-
dene Umwelt- und Menschenrechtsregime auf globaler und regionaler Ebene, die 
nur über zahnlose oder gar keine eigenen Implementierungsinstrumente verfügen.81 
5.2	regiMe-überlagerungen
Zu den völkerrechtlichen Kardinalproblemen unserer Zeit gehören zunehmende 
Überlagerungen solcher Vertragsregime. Die Situation wurde immer häufiger, dass 
für denselben Lebenssachverhalt zwei oder noch mehr Regime Anwendung bean-
spruchen. Neil Walker spricht von „overlapping legal orders“.82 Das Grundproblem 
ist dabei, dass das Völkerrecht keine allgemeine Lösung für solche Kollisionskonstel-
lationen kennt. Es gibt weder ein Regime, das sich mit Regimekollisionen befasst, 
noch eine einschlägige gewohnheitsrechtliche Norm.83 Auch die bekannte Regel der 
Wiener Vertragsrechtskonvention, wonach bei Verträgen über denselben Gegenstand 
der später geschlossene Vorrang hat (Art. 30 Abs. 3), hilft nicht weiter. Sie bezieht 
sich auf die Situation, dass Verträge dieselbe Materie regeln („the same subject-mat-
ter“), was hier gerade nicht der Fall ist. 
„Targeted sanctions und Menschenrechte. Reflexionen zu einem ungeklärten Verhältnis“, Schwei-
zerische Zeitschrift für internationales und europäisches Recht 17 (2009), 318.
77 Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982, UNTS, Bd. 1833, 
3.
78 Etwa das Übereinkommen über die biologische Vielfalt vom 5. Juni 1992, UNTS, 1760, 79, 
und die Rahmenkonvention der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 9. Mai 1992, 
UNTS, Bd. 1771, 107, auf die sich das Kyoto Protokoll zum Rahmenübereinkommen über Kli-
maänderungen vom 10. Dezember 1997 stützt (International Legal Materials 37 [1998], 22).
79 Insbesondere das Repressalienrecht und das Staatenverantwortlichkeitsrecht.
80 Das WTO-Regime vermochte es als eines der wenigen Regime, Gegenmassnahmen mächtiger 
Staaten unter Kontrolle zu bringen: Marceau (Fn. 2), 760.
81 Diese Tendenz zu einem gewissen Eigenleben der Regime fand Ausdruck in der Anerkennung 
der dogmatischen Figur so genannter self-contained regimes. Als solche werden Regime bezeichnet, 
bei denen die Anwendung der allgemeinen Regeln des Völkerrechts mehr oder weniger gesamt-
haft ausgeschlossen werden soll: Bruno Simma, „Self-Contained Regimes“, Netherlands Yearbook 
of International Law 16 (1985), 135 f. Für eine kritische Analyse des Phänomens vgl. Anja Lin-
droos, „Dispelling the Chimera of ’Self-Contained Regimes‘: International Law and the WTO“, 
European Journal of International Law 16 (2005), 857 ff.
82 Neil Walker, „Beyond Boundary Disputes and Basic Grids: Mapping the Global Disorder of 
Normative Orders“, International Journal of Constitutional Law 6 (2008), 375.
83 Vgl. Marceau (Fn. 2), 761.
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Ein Beispiel für solche Überlagerungen ist der Konflikt zwischen targeted sanc-
tions84 des UN-Sicherheitsrates und Menschenrechts-Regimen.85 Das Regime der 
UN-Charta, auf das sich die Sanktionen stützen, entfaltet eine Steuerungsambition, 
die mit jener von Menschenrechtsregimen kollidiert. Das Verhältnis zwischen den 
Regimen ist im Grundsatz offen.86 Es ist kein Zufall, dass Gerichte, die sich mit die-
ser Frage befassen, zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen gekommen sind.87 Ein 
zweites Beispiel ist der sogenannte Schwertfischfall im Völkerrecht. Hier ging es um 
eine Kollision der Regelungsambitionen von Wirtschaftsvölkerrecht, d. h. Freihan-
delsrecht, und Seerecht.88 Fraglich war die Zulässigkeit von Fischerei vor der chileni-
schen Küste beziehungsweise des Entladens der Fänge in Chiles Häfen. Die eine 
Streitpartei, die EG, stellte sich unter Berufung auf WTO-Recht auf den Standpunkt, 
sie verfüge über ein entsprechendes Recht. Chile lehnte ein solches – unter Berufung 
auf Seerecht – ab. Die Regime kollidierten. 
Bei der in diesem Beitrag interessierenden Thematik geht es im Kern um das-
selbe Problem. Es geht um Überlagerungen von Regimen, deren Verhältnis unklar 
ist, und um den Umgang mit sich daraus ergebenden Problemkonstellationen. Das 
WTO-Regime entfaltet Steuerungsambitionen, die mit jenen anderer internationa-
ler und nationaler Regime kollidieren. Es stellt sich die Frage, ob beziehungsweise 
wie die Regime harmonisiert werden können – und wer dafür zuständig ist.
5.3	iMplikationen	der	heutigen	situation
Die Staaten sind sich einig, dass sie viele grundlegende Probleme unserer Zeit nur 
gemeinsam lösen können. Aus diesem Grund internationalisieren sie viele traditio-
nell staatliche Politikbereiche. Gleichzeitig fehlt – abgesehen vom Konsens über ei-
nen knappen Bestand von ius cogens-Normen – Einigkeit über verbindliche Rahmen-
bedingungen der Kooperation auf internationaler Ebene. Es ist nicht klar, wie sich 
die verschiedenen Kooperationen formal und inhaltlich zueinander verhalten sol-
len. Die Regime existieren nebeneinander, ohne dass ihr Verhältnis fixiert ist. Men-
schenrechtsgarantien stellen nicht automatisch Schranken für andere Regime dar. 
Teilnahme an einem bestimmten Regime bedeutet nicht gleichzeitig Anerkennung 
anderer Regime oder eines bestimmten Verhältnisses zwischen den Regimen, so dass 
sich bei Überlagerungen Koordinationsprobleme stellen.89 
84 Targeted sanctions sind Massnahmen des UN-Sicherheitsrates, die direkt auf den Einzelnen grei-
fen, etwa das sogenannte „asset freezing“.
85 Dazu etwa: Diggelmann (Fn. 76); Johannes Reich, „Due Process and Sanctions Targeted Against 
Individuals“, Yale Journal of International Law 33 (2008), 505 ff.
86 Im Einzelnen zu dieser m. E. komplizierten Frage: Diggelmann (Fn. 76), 318 ff.
87 Meist wurde dem Sicherheitsratsregime Vorrang eingeräumt. Erst neulich hat aber der Europä-
ische Gerichtshof im bedeutenden Kadi-Fall im Sinne der Menschenrechte entschieden: EuGH, 
Urteile vom 3. September 2008, Rs. C-402/05 P und C-415/05 P (Yassin Abdullah Kadi und Al 
Barakaat International Foundation), noch nicht in der amtl. Sammlung publiziert.
88 Vgl. Peter-Tobias Stoll, „The Swordfish Case: Law of the Sea v. Trade“, Zeitschrift für ausländisches 
öffentliches Recht und Völkerrecht 62 (2002), 21 ff.; Marcos A. Orellana, „The Swordfish Dispute 
between the EU and Chile at the ITLOS and the WTO“, Nordic Journal of International Law 71 
(2002), 55 ff.
89 Man kann die derzeitige Konjunktur von „World Constitutionalism“-Konzepten als Ant-
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Das Fehlen eines verbindlichen Rahmens für die Kooperation hat auf zwei Ebe-
nen bedeutende Folgen. Zum einen ist die Bewältigung konkreter Konflikte bei Re-
gime-Überlagerungen aufwändig. Es fehlt die Vorstrukturierung der Konfliktlösung, 
die den Bewältigungsprozess entlastet. Divergierende Interessen stehen sich schärfer 
gegenüber als bei antizipierter Problemlösung. Das zweite Problem ist eine diffuse 
Situation auf der Akteursebene. Es ist nicht klar, wer die Koordination und die Be-
wältigung von Kollisionen leisten soll. Grundsätzlich kommen politische und juris-
diktionelle Akteure in Frage. Wo eine Regel fehlt, können Gerichte jedoch nicht 
Recht anwenden, sondern nur schaffen, und es stellt sich das Problem der Selbster-
mächtigung. Bei Problemlösungen durch die Politik ist das Problem das Einigkeits-
erfordernis. Ob Konsenschancen bestehen, hängt von den konkreten Umständen 
ab. Fehlen sie, bleibt der Streit offen und allenfalls unentscheidbar.
Es lässt sich die These formulieren, dass die Verlagerung der Rechtsetzung von 
der Binnenrechtsetzung auf internationale Vertragsregime – die den Hintergrund 
der hier interessierenden Thematik darstellt – eine Verschiebung von rechtlich deter-
minierter ex ante- zu politischer ex post-Konsistenzherstellung des Rechts nach sich 
zieht. Es findet eine gewisse Re-Politisierung der Aufgabe der Konsistenzherstellung 
der Rechtsordnung statt. Der Politik wird ein Teil einer Aufgabe rückübertragen – die 
inhaltliche Basiskoordinationsleistung zwischen den Teilgebieten des Rechts –, die 
sie im Binnenbereich zum grossen Teil an Verfassung und Verfassungsjustiz abgetre-
ten hat. 
wort auf diese Unübersichtlichkeit verstehen. Zu Leistungen und Schwachstellen von „World 
Constitutionalism“-Konzepten: Anne Peters, „The Merits of Global Constitutionalism“, India-
na Journal of Global Legal Studies 16 (2009), 397 ff.; Oliver Diggelmann / Tilmann Altwicker, „Is 
There Something like a Constitution of International Law? A Critical Analysis of the Debate on 
World Constitutionalism“, Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 68 (2008), 
623 ff.
